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Wichtige neue Entscheidung 

 
Versammlungsrecht: Kein Sternmarsch und keine Delegation von 50 Teilnehmern in den 
Sicherheitsbereich und auf den Zufahrtswegen beim G7-Gipfel in Elmau 
 
§ 80 Abs. 5 Satz 1 und 4 VwGO, Art. 15 Abs. 1 BayVersG, Art. 8 Abs. 1 GG 
 
Versammlungsrechtliche Beschränkungen (Streckenänderungen) des Sternmarsches an-
lässlich des G7-Gipfels in Elmau 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 06.06.2015, Az. 10 CS 15.1210 
Bayerisches Verwaltungsgericht München, Beschluss vom 05.06.2015, Az. M 7 S 15.2222 
 
 
Orientierungssatz der LAB: 

1. Von der öffentlichen Sicherheit im Sinne von Art. 15 Abs. 1 BayVersG umfasst sind als 

– jeweils selbständige – Schutzgüter sowohl Leben und Gesundheit der anwesenden 

Personen als auch der Schutz der Staatsgäste sowie die Durchführung einer von der 

Bundesregierung einberufenen internationalen Konferenz als einer rechtmäßigen Ver-

anstaltung des Staates (vgl. BVerfG, Beschluss vom 6.6.2007, Az. 1 BvR 1423/07). Da-

bei kann im Rahmen der behördlichen Gefahrenprognose insbesondere auf die Siche-

rung der Passierbarkeit der Rettungs- und Evakuierungswege sowie der Protokollstre-



cke zum Schutz von (Staats-)Gästen vor von Demonstranten drohenden Blockaden ab-

gestellt werden. 

 

2. Die nur teilweise Anordnung der aufschiebenden Wirkung unter Auflagen (§ 80 Abs. 5 

Satz 4 VwGO) setzt die Teilbarkeit des Verwaltungsakts voraus. Dessen Vollzugsfähig-

keit muss in der Weise teilbar sein, dass der von der Herstellung der aufschiebenden 

Wirkung erfasste Teil als „abspaltbares Minus" gegenüber der gesamten Regelung qua-

lifiziert werden kann. 

 

Hinweise: 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) befasst sich in der vorliegenden Eilent-

scheidung mit einer vom Bayerischen Verwaltungsgericht München (VG München) im 

Rahmen eines Eilverfahrens nach § 80 Abs. 5 VwGO getroffenen Auflage im Zusammen-

hang mit versammlungsrechtlichen Beschränkungen während des G7-Gipfels in Elmau.  

 

In seinem Beschluss vom 05.06.2015 (Az. M 7 S 15.2222) hatte das VG München die ver-

sammlungsrechtlichen Beschränkungen für einen Sternmarsch bis zum Schloss Elmau, 

insbesondere bezüglich des Betretungsverbots der auf Basis einer Allgemeinverfügung 

errichteten Sicherheitszone und der Zufahrtsstraßen aufgrund entgegenstehenden Ret-

tungswegekonzepts, grundsätzlich gebilligt. Dies erfolgte jedoch mit der – von der Antrag-

stellerin hilfsweise beantragten – Maßgabe, einer Delegation von 50 Teilnehmern den Zu-

tritt zum weiteren Sicherheitsbereich 2 bis in Ruf- und Sichtweite zum Schloss zu gestat-

ten, allerdings unter der Auflage, dass weitere versammlungsrechtliche Beschränkungen 

des Antragsgegners zu dulden seien (z.B. Personenkontrollen, Zuweisung einer Fläche 

außerhalb des inneren Sicherheitsbereichs 1).  

 

Das VG München führte insbesondere aus, dass die Streckenänderungen im angegriffe-

nen Bescheid des Landratsamtes recht- und verhältnismäßig seien. Die für eine unbe-

grenzte, sich in unkontrollierbarer Weise auf den Tagungsort zubewegende Menschen-

menge geltende Gefahrenprognose trage jedoch nicht das in der Verlegung der Versamm-

lungsroute 4 enthaltene Verbot einer zahlenmäßig stark begrenzten, von individualisierba-

ren Teilnehmern veranstalteten Protestkundgebung in Hör- und Sichtweite des Tagungsor-



tes. Andererseits komme auch eine auf bis zu 50 Personen reduzierte, sich fortbewegende 

Versammlung auf der Mautstraße aus den aufgeführten Gründen nicht in Betracht, was 

zwingend einen fahrzeuggebundenen Personentransport an den Kundgebungsort not-

wendig mache. Weiter erfordere auch eine Protestkundgebung im Sicherheitsbereich wei-

tere versammlungsrechtliche Beschränkungen zu Gunsten der öffentlichen Sicherheit. 

 

Soweit ersichtlich, betrat das VG München mit der „Delegationslösung“ versammlungs-

rechtliches Neuland. Selbst in der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum G8-

Gipfel in Heiligendamm vom 06.06.2007 (Az. 1 BvR 1423/07) finden sich keinerlei Ausfüh-

rungen dazu. Ob eine solche Delegationslösung rechtlich und tatsächlich möglich ist – sie 

war damals vor dem OVG Mecklenburg-Vorpommern (B.v. 31.05.2007, Az. 3 M 53/07) 

beantragt worden –, wird ausdrücklich offen gelassen (vgl. dortige Rn 43).  

 

Gegen diesen Beschluss des VG München legten sowohl die Antragstellerin als auch der 

Freistaat Bayern, vertreten durch die Landesanwaltschaft Bayern, Beschwerde ein.  

 

Die Antragstellerin wendete sich sowohl gegen die – ihrem Vorbringen nach unbestimmten 

– Maßgaben des VG München, mit denen das VG München die hilfsweise beantragte De-

legation zuließ, insbesondere einen Transport durch die Polizei und Personenkontrollen 

durch Feststellung der Personalien, als auch gegen die Ablehnung des Eilantrags im Übri-

gen. Die Maßgaben zur Delegation seien ein eklatanter Widerspruch zur grundgesetzlich 

geschützten Versammlungsfreiheit und würden daher als unerträglich abgelehnt. 

 

Der Freistaat Bayern begründete seine Beschwerde im Wesentlichen mit einer fehlenden 

Rechtsgrundlage für eine solche „Delegationslösung“ im materiellen Recht, der Unbe-

stimmtheit der vom VG München vorgenommenen Auflage und der schlichtweg nicht mög-

lichen praktischen Durchführbarkeit. Auch stünden die Gefährdungslage und formal be-

reits die wirksame Allgemeinverfügung einer solchen Auflage entgegen. Mit dem Aus-

schluss einer Mehrzahl von Teilnahmeinteressierten an einer solchen Delegation wäre es 

im Übrigen nicht in Einklang zu bringen, dass es sich bei der Versammlungsfreiheit nach 

Art. 8 GG um ein Individualgrundrecht handele und eine „kollektive Versammlungsfreiheit“ 

hingegen nicht existiere. Die im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung anzustellende 



Erforderlichkeitsprüfung versammlungsrechtlicher Beschränkungen könne zudem nur be-

urteilen, ob zur wirksamen Gefahrenabwehr mildere Mittel vorlägen, die betroffene Grund-

rechte weniger stark einschränkten. Der – aus Sicherheitsgründen – erforderliche Trans-

port der Delegation durch von behördlicher Seite zur Verfügung gestellte Fahrzeuge zu 

einer zugewiesenen Aufstellfläche innerhalb des Sicherheitsbereichs modifiziere aber 

letztlich die grundrechtliche Dimension der Versammlungsfreiheit als Abwehrrecht hin zu 

einem leistungsrechtlichen Teilhabeanspruch. Zur näheren Begründung nehmen wir auf 

die Darstellung auf Seite 7 f. im Beschluss des BayVGH Bezug. 

 

Die von der Landesanwaltschaft Bayern aufgeworfenen zahlreichen Einwendungen sowie 

Problemstellungen rechtlicher und tatsächlicher Natur, die sich im Zusammenhang mit 

einer solchen „Delegationslösung“ – nicht nur im konkreten Fall – stell(t)en, wurden letzt-

lich auch in der vorliegenden Entscheidung des BayVGH offen gelassen. Dies gilt insbe-

sondere für die Frage einer verbindlichen Auswahl der Delegation in einem nicht verfass-

ten Aktionsbündnis für alle Beteiligten ohne Verstoß gegen die grundrechtlich geschützten 

Positionen der anderen Versammlungsteilnehmer – und die rechtliche Bindungswirkung 

für etwaige weitere Eilverfahren – sowie die Fragen der Bestimmtheit, Erforderlichkeit und 

rechtlichen Grundlage für notwendige Sicherheitskontrollen etc. 

 

Ohne noch auf diese Fragen einzugehen, sah der BayVGH bereits deshalb keine Möglich-

keit zu einer „Delegationslösung“, weil die Antragstellerin diese wegen des erforderlichen 

Transportes durch Polizeifahrzeuge ablehnte. 

 

Die zugrunde liegende Thematik und die beiden Entscheidungen zeigen eindrücklich das 

im Versammlungsrecht immer wieder bestehende Spannungsfeld zwischen der Selbstbe-

stimmung des Veranstalters über seine Versammlung einerseits und der Erforderlichkeit 

der Prüfung versammlungsrechtlicher Beschränkungen durch die Versammlungsbehörde 

und die Gerichte andererseits. So wird von den Versammlungsbehörden verlangt, mittels 

versammlungsrechtlicher Beschränkungen als milderem Mittel gegenüber einem Verbot 

einer angezeigten Versammlung der Versammlungsfreiheit Rechnung zu tragen. Ab wann 

jedoch nicht mehr von einer versammlungsrechtlichen Beschränkung der angezeigten 

Versammlung als Minus, sondern von einem Aliud auszugehen ist, stellt sich in der Praxis 



oftmals als schwierig dar. Für den BayVGH ergab sich dies jedenfalls aus der zum Aus-

druck gebrachten ablehnenden Haltung des Veranstalters bzw. der Antragstellerin.  

 

Hingewiesen sei im Übrigen darauf, dass sowohl das VG München als auch der BayVGH 

die versammlungsrechtlichen Beschränkungen nach einer summarischen Prüfung als 

rechtmäßig ansahen, da die angemeldeten Versammlungen die öffentliche Sicherheit un-

mittelbar gefährdeten, insbesondere bezüglich eines Rettungs- und Evakuierungsverkehrs 

und aufgrund der von den Versammlungsteilnehmern ausgehenden Blockadegefahr.  

 

Das Sicherheits- und Rettungskonzept zum G7-Gipfel in Elmau hielt somit im Ergebnis der 

verwaltungsgerichtlichen Überprüfung in den Eilverfahren stand. 

 

 

Kumetz 

Landesanwalt 

 

  



10 CS 15.1210 

M 7 S 15.2222 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

****** ******,  

**********. *, ***** *******, - *************** - 

 

**************: 

************* ******** & ********, 

***********. ***, ***** *******, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Antragsgegner - 

 

wegen 

 

versammlungsrechtlicher Beschränkungen (Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO); 

hier: Beschwerden der Antragstellerin und des Antragsgegners gegen den Beschluss 

des Bayerischen Verwaltungsgerichts München vom 5. Juni 2015, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 10. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Senftl, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Martini, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Zimmerer 

 

ohne mündliche Verhandlung am 6. Juni 2015 

folgenden 



Beschluss: 

 

I. Die Beschwerde der Antragstellerin wird zurückge-

wiesen. 

 

II. Auf die Beschwerde des Antragsgegners wird in Ab-

änderung von Nr. I des Beschlusses des Bayeri-

schen Verwaltungsgerichts München vom 5. Juni 

2015 der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 

Wirkung insgesamt abgelehnt. 

 

III. In Abänderung von Nr. II des Beschlusses trägt die 

Antragstellerin die Kosten des Verfahrens in beiden 

Rechtszügen. 

 

IV. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 

5.000 Euro festgesetzt.  

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Die Beschwerden der Antragstellerin und des Antragsgegners richten sich gegen 

einen Beschluss des Verwaltungsgerichts, mit dem die aufschiebende Wirkung der 

Klage der Antragstellerin gegen versammlungsrechtliche Beschränkungen in Bezug 

auf einen Sternmarsch anlässlich des G7-Gipfels in Elmau teilweise angeordnet der 

Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung im Übrigen jedoch abgelehnt 

worden ist.  

 

Durch Allgemeinverfügung vom 29. April 2015, die am 5. Mai 2015 im Amtsblatt des 

Landratsamts Garmisch-Partenkirchen bekanntgegeben wurde, richtete der Antrags-

gegner im Umgriff des Schlosses Elmau, in dem am 7. und 8. Juni 2015 der G7-

Gipfel stattfindet, sowie jeweils seitlich entlang der nach Elmau führenden Mautstra-

ße ab der Mautstelle in der Zeit vom 30. Mai 2015 bis 9. Juni 2015 einen Sicher-

heitsbereich ein (Nr. 1 der Allgemeinverfügung), zu dem nur die am G7-Gipfel teil-

nehmenden Gäste und deren Begleitpersonen Zutritt erhalten. Personen, die ein be-

sonderes berechtigtes Interesse am Betreten des Sicherheitsbereichs nachweisen, 

können auf Antrag eine Betretungserlaubnis erhalten (Nr. 2 der Allgemeinverfügung). 

1 

2 



 

Mit Bescheid vom 28. Mai 2015 beschränkte der Antragsgegner unter anderem den 

Streckenverlauf zweier im Rahmen eines Sternmarsches am 7. Juni 2015 als „Route 

4 – Klais“ (im Folgenden: Route 4) und „Route 5 – Mittenwald“ (im Folgenden: Rou-

te 5) von der Antragstellerin im Namen des Aktionsbündnisses STOP G 7 – Elmau 

angemeldeter Demonstrationen. Die Beschränkung der Route 4, die um 8.00 Uhr am 

Bahnhof Klais beginnen und von dort auf der Mautstraße nach Elmau führen sollte 

und für die nach der Anmeldung etwa 500 Teilnehmer erwartet werden, besteht da-

rin, dass der Demonstrationszug am nahegelegenen Anwesen Bahnhofstraße 18 zu 

enden hat. Die Demonstration auf der Route 5, die um 8.00 Uhr am Bahnhof Mitten-

wald beginnen und von dort über die Arnspitzstraße, die Viererspitzstraße, die Kar-

wendelstraße, die Innsbrucker Straße und die Ferchenseestraße am Lautersee vor-

bei nach Elmau führen sollte, wird dahingehend beschränkt, dass die Route stattdes-

sen über die Bahnhofstraße, die Hochstraße, den Fritz-Prölß-Platz, die Partenkirche-

ner Straße, die Straße Am Anger, die Goethestraße, den Schlipferweg, den Gröbl-

weg, die Straße Am Kalvarienberg, den Parkplatz am Kranzbergsessellift und Kaffee-

feld und sodann über die Wanderwege Nr. 828, 826 und 812 bis zur Gabelung der 

Wanderwege Nr. 812 und Nr. 807 verläuft, wobei der Wanderweg Nr. 807 nicht be-

treten werden darf (Nr. 1.2.2 des Bescheids). 

 

Unter anderem gegen diese Beschränkungen in Nr. 1.2.2 des Bescheids vom 

28. Mai 2015 sowie gegen Nr. 1 und 2 der Allgemeinverfügung vom 29. April 2015 

erhob die Antragstellerin Klage und beantragte gleichzeitig die Anordnung der auf-

schiebenden Wirkung der Klage bezüglich der unter Nr. 1.2.2 des Bescheids vom 

28. Mai 2015 verfügten Streckenänderungen der Routen 4 und 5 (Nr. II des Antrags), 

hilfsweise bezüglich der unter Nr. 1.2.2 des Bescheids verfügten Streckenänderun-

gen der Route 5 (Nr. II.a des Antrags), hilfsweise dazu bezüglich der unter Nr. 1.2.2 

des Bescheids verfügten Streckenänderungen der Route 4 (Nr. II.b des Antrags), 

hilfsweise dazu bezüglich der unter Nr. 1.2.2 verfügten Streckenänderungen der 

Route 4 mit der Maßgabe, dass den Versammlungsteilnehmern aufgegeben wird, 

sich auf der ursprünglich von den Antragstellern angemeldeten Route 4 lediglich in 

Zweierreihen fortzubewegen (Nr. II.c), hilfsweise dazu bezüglich der unter Nr. 1.2.2 

verfügten Streckenänderungen der Route 4 mit der Maßgabe, dass den Versamm-

lungsteilnehmern aufgegeben wird, sich auf der ursprünglich von den Antragstellern 

angemeldeten Route 4 lediglich in einer Reihe (sog. Gänsemarsch) fortzubewegen 

(Nr. II.d des Antrags), und schließlich hilfsweise dazu bezüglich der unter Nr. 1.2.2 

verfügten Streckenänderungen der Route 4 mit der Maßgabe, dass lediglich einer 

Anzahl von bis zu 50 Versammlungsteilnehmern gestattet wird, sich bis in Ruf- und 

Sichtweite des Schlosses Elmau zu bewegen und dort Transparente zu zeigen und 
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Sprechchöre (auch mit Hilfe von Handmegaphonen) anzustimmen (Nr. II.e des An-

trags). Außerdem beantragte die Antragstellerin, die aufschiebende Wirkung der Kla-

ge gegen Nr. 1 und 2 der Allgemeinverfügung vom 29. April 2015 wiederherzustellen, 

soweit es für die Durchführung der ursprünglich von den Veranstaltern beantragten 

Versammlungsrouten erforderlich ist (Nr. III des Antrags). 

 

Mit Beschluss vom 5. Juni 2015 ordnete das Verwaltungsgericht die aufschiebende 

Wirkung der Klage an, soweit die Antragstellerin hilfsweise beantragt hat, die in Num-

mer 1.2.2 des Bescheides vom 28. Mai 2015 angeordnete Streckenänderung der 

Route 4 der Versammlung mit der Maßgabe aufzuheben, dass es einer Anzahl von 

bis zu 50 Versammlungsteilnehmern gestattet wird, sich in Hör- und Sichtweite des 

Schlosses Elmau aufzuhalten und dort Transparente zu zeigen und Sprechchöre 

(auch mit Hilfe von Handmegaphonen) anzustimmen. Die Anordnung der aufschie-

benden Wirkung der Klage erfolgte dabei unter der Auflage, dass weitere versamm-

lungsrechtliche Beschränkungen des Antragsgegners zu dulden sind, die dem 

Schutz von der Versammlungsfreiheit entgegenstehenden Rechtsgütern dienen, ins-

besondere dass sich die Versammlungsteilnehmer außerhalb des inneren Sicher-

heitsbereichs 1 auf einer ihnen vom Antragsgegner zugewiesenen Fläche aufzustel-

len haben und den gleichen Personenkontrollen unterliegen wie andere Personen 

(Journalisten u.a.), denen der Zutritt zu dem eingerichteten Sicherheitsbereich ge-

währt wird. Im Übrigen lehnte das Verwaltungsgericht den Antrag auf Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung ab.   

 

Das Verwaltungsgericht sah die Änderung der Versammlungsrouten als nach Art. 15 

Abs. 1 BayVersG zulässig an. Die Einrichtung eines Ringverkehrs für den Rettungs- 

und Evakuierungsverkehr in Form eines ohne Gegenverkehr nutzbaren Straßensys-

tems auf den angemeldeten Routen 4 und 5 sei zur Gewährleistung der Sicherheit 

der am Tagungsort versammelten rund 5.000 Personen und einer ausreichend gesi-

cherten Protokollstrecke zwingend notwendig. Das Erfordernis einer uneingeschränk-

ten Nutzungsmöglichkeit beider Strecken schließe unter Berücksichtigung der von 

den jeweiligen Demonstrationen ausgehenden Blockadegefahr die von der Antrag-

stellerin begehrte parallele Nutzung durch die von der Antragstellerin begehrte paral-

lele Nutzung durch Versammlungsteilnehmer auch dann aus, wenn diese sich in 

Zweierreihen oder im Gänsemarsch fortbewegten. Auf der Mautstraße, auf der sich 

Fahrzeuge mit hoher Geschwindigkeit bewegten, bestehe darüber hinaus ein nicht 

hinnehmbares Verletzungsrisiko für die Versammlungsteilnehmer.  

 

Soweit das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung anordnete, begründete es 

dies im Wesentlichen damit, dass die vom Antragsgegner angestellte Gefahrenprog-
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nose die Verkürzung der Route 4 nicht trage, wenn die Demonstration in Form einer 

auf 50 individualisierbare Teilnehmer beschränkten (stationären) Protestkundgebung 

in Hör- und Sichtweite des Tagungsortes in Elmau stattfinde, ein fahrzeuggebunde-

ner Personentransport an den Kundgebungsort erfolge und für die im Sicherheitsbe-

reich stattfindende Versammlung weitere versammlungsrechtliche Beschränkungen 

zugunsten der öffentlichen Sicherheit erfolgten. Von wenigen Versammlungsteilneh-

mern ausgehende Sicherheitsstörungen könnten durch ein noch vertretbares Aufge-

bot an Polizeikräften rasch unterbunden werden. Hingegen komme eine sich zu Fuß 

von Klais nach Elmau fortbewegende Versammlung im Hinblick auf die Funktion der 

Mautstraße als Not- und Rettungsweg und als Protokollstrecke ebensowenig in Be-

tracht wie eine Kundgebung im inneren Sicherheitsbereich, den der Antragsgegner 

zum Schutz der Gipfelteilnehmer, vor allem der besonders gefährdeten Staatsgäste, 

und zur Gewährleistung eines störungsfreien Ablaufs der staatlichen Veranstaltung 

unmittelbar am Tagungsort eingerichtet habe. Darüber hinaus seien weitere ver-

sammlungsrechtliche Beschränkungen erforderlich. Den Versammlungsteilnehmern 

sei eine Aufstellfläche zuzuweisen, die den störungsfreien Ablauf des Gipfelgesche-

hens und den Schutz sonstiger bedeutender Rechtsgüter wie etwa der Sicherheit des 

Flugverkehrs gewährleiste. Im Hinblick auf die Beanspruchung der dort tätigen Poli-

zeikräfte sei auch eine zeitliche Beschränkung der Kundgebung im Sicherheitsbe-

reich denkbar. Außerdem komme eine Beschränkung in Betracht, durch die den Ver-

sammlungsteilnehmern in gleicher Weise wie den Pressevertretern aufgegeben wer-

de, den Versammlungsort in einem Fahrzeug zu erreichen und beim Einlass in den 

Sicherheitsbereich Personenkontrollen hinzunehmen.  

 

Schließlich hält das Verwaltungsgericht die Klage bezüglich der Allgemeinverfügung 

für voraussichtlich unbegründet, weil den Versammlungsteilnehmern nach deren 

Nr. 2 eine Betretenserlaubnis zu erteilen und die Allgemeinverfügung auch im Übri-

gen nicht zu beanstanden sei. 

  

Gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts haben sowohl die Antragstellerin als 

auch der Antragsgegner Beschwerde erhoben.   

 

Die Antragstellerin macht im Wesentlichen geltend, die Beschränkungen hinsichtlich 

der Routen 4 und 5 seien nicht gerechtfertigt. Angesichts der Breite der betreffenden 

Straßen könne der Fahrverkehr durch geeignete Anordnungen gesichert werden. 

Einer Blockadegefahr könne durch polizeiliche Anordnungen und durch die sich vor 

Ort befindenden Polizeikräfte wirksam begegnet werden. Ebenso könne dem Verlet-

zungsrisiko für die Versammlungsteilnehmer durch geeignete Maßnahmen entge-

gengewirkt werden. Außerdem komme als milderes Mittel eine Beschränkung auf 
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500 oder weniger Personen in Betracht. Auch die Hilfsanträge der Antragstellerin 

zeigten Möglichkeiten auf, dem Begehren der Versammlungsteilnehmer, ihr Anliegen 

in hinreichender Nähe zum Versammlungsort sichtbar zu machen, Rechnung zu tra-

gen. Soweit das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung angeordnet habe, 

seien die damit verbundenen Beschränkungen nicht akzeptabel. Die Maßgabe, dass 

weitere versammlungsrechtliche Beschränkungen des Antragsgegners zu dulden 

seien, verletze den Bestimmtheitsgrundsatz. Die im Tenor als weitere Beschränkung 

genannte Personenkontrolle beinhalte auch die Feststellung der Personalien und 

verstoße gegen das Grundrecht der Versammlungsfreiheit. Sie sei geeignet, die Teil-

nehmer von der Wahrnehmung ihres Versammlungsrechts abzuhalten und laufe auf 

eine Durchleuchtung der politischen Gesinnung der Betroffenen hinaus. Eine solche 

Kontrolle sei auch nicht erforderlich, weil die Teilnehmer einer Versammlung leichter 

überwachbar seien als sich im Sicherheitsbereich frei bewegende Journalisten und 

weil der Versammlungsleiter jedenfalls bei höchstens 50 Personen in der Lage sei, 

den sicheren Verlauf der Versammlung zu gewährleisten. Die Versammlungsteil-

nehmer könnten notfalls auch im Nachhinein individualisiert werden. Soweit das 

Verwaltungsgericht davon ausgehe, dass die Versammlungsteilnehmer zum Ver-

sammlungsort im Sicherheitsbereich transportiert werden müssten, könne dies nur 

durch die Polizei geschehen. Darin liege aber ein Verstoß gegen elementare 

Grundsätze des Versammlungsrechts. Schon der Anschein einer Lenkung einer 

Kundgebung widerspreche dem grundgesetzlichen Schutz der Versammlungsfreiheit. 

Die Versammlungsteilnehmer könnten als Alibidemonstranten erscheinen. 

 

Die Antragstellerin beantragt sinngemäß, 

 

die Beschwerde des Antragsgegners zurückzuweisen und unter 

Abänderung der Nr. I des Beschlusses des Bayerischen Ver-

waltungsgerichts München vom 5. Juni 2015 die aufschiebende 

Wirkung ihrer Klage nach Maßgabe von Nr. II, hilfsweise Nr. II.a 

bis II.e, und III ihres erstinstanzlichen Antrags auf Anordnung 

der aufschiebenden Wirkung anzuordnen. 

 

Der Antragsgegner beantragt, 

 

die Beschwerde der Antragstellerin zurückzuweisen, den Be-

schluss des Bayerischen Verwaltungsgerichts München aufzu-

heben, soweit darin die aufschiebende Wirkung angeordnet 

worden ist, und den Antrag der Antragstellerin auf Anordnung 

der aufschiebenden Wirkung in vollem Umfang abzulehnen. 
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Er ist der Ansicht, sämtliche Routenbeschränkungen seien durch die Durchführung 

des G7-Gipfels als einer rechtmäßigen Veranstaltung des Staates gerechtfertigt. Das 

Verwaltungsgericht habe daher die aufschiebende Wirkung der Klage zu Unrecht 

teilweise angeordnet. Die verfügte Auflage sei zu unbestimmt. Es ergebe sich nicht in 

hinreichender Weise, wie die konfligierenden Interessen der Versammlungsfreiheit 

aus Art. 8 Abs. 1 GG und dem sich aus Art. 2 Abs. 2 GG ergebenden Auftrag zur 

Abwehr von Gefahren für Leib und Leben sowie zur Sicherung der Durchführung der 

internationalen Konferenz zu einem konkordanten Ausgleich gebracht werden könn-

ten. Unbestimmt seien nicht nur die Begriffe der Sicht- und der Hörweite, sondern 

auch die weiteren Auflagen, weil sie bei der Zuweisung des Kundgebungsstandorts 

den Schutz des störungsfreien Ablaufs des Gipfels und etwaige andere bedeutende 

Rechtsgüter berücksichtigen müssten. Dies gelte auch für eine zeitliche Beschrän-

kung und die Personenkontrollen. Auch gebe es für die Auflage weder nach Prozess-

recht noch nach materiellem Recht eine Rechtsgrundlage. Die Delegation von 50 

Personen sei keine Versammlung im Sinne von Art. 8 Abs. 1 GG. Eine Auswahl die-

ser Personen allein durch die Antragstellerin verletze die Versammlungsfreiheit der 

übrigen Demonstranten. Auch gewähre Art. 8 Abs. 1 GG kein Leistungsrecht auf Be-

reitstellung  einer Versammlungsfläche oder auf einen Transport zum Versamm-

lungsort durch von behördlicher Seite zur Verfügung gestellte Fahrzeuge, der hier, 

wie das Verwaltungsgericht zutreffend festgestellt habe, unerlässlich sei. Letztlich 

handele es sich bei der vom Verwaltungsgericht verfügten Auflage nicht um ein mil-

deres Mittel gegenüber den Beschränkungen des Bescheids. Die Dimension eines 

Abwehrrechts im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung könne nicht zu einem 

Teilhabeanspruch modifiziert werden. Das Verwaltungsgericht lasse auch offen, wie 

die Delegationslösung rechtlich vertretbar durchgeführt werden könne. Die Antrag-

stellerin könne die Delegationsteilnehmer nicht für den Antragsgegner verbindlich 

auswählen, weil sie nicht über die Ausübung der Grundrechte Dritter entscheiden 

könne. Auch binde die Auflage, andere versammlungsrechtliche Beschränkungen 

des Antragsgegners zu dulden, nur die Antragstellerin, nicht aber den Mitanmelder 

oder andere Mitglieder des Aktionsbündnisses STOP G7 – Elmau. Der Umsetzung 

der Maßgaben des Verwaltungsgerichts stünden erhebliche konkrete Gefahren für 

die öffentliche Sicherheit und Ordnung entgegen. Es sei mit einer erheblichen Zahl 

gewalttätiger Störer zu rechnen. Selbst von 50 Teilnehmern könnten Sicherheitsstö-

rungen ausgehen. Die Auflösung einer Sitzblockade von 50 Personen nehme 90 Mi-

nuten in Anspruch. Es sei nicht vertretbar, das besondere Sicherheitsniveau durch 

den Einlass einer Delegation in den Sicherheitsbereich zu konterkarieren, zumal 

wenn diese möglicherweise an einem Blockadetraining oder ähnlichen taktischen 

Schulungen teilgenommen hätten, die es ihnen ermöglichten, sich der polizeilichen 
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Begleitung zu entziehen. Im Übrigen stehe dem Beschluss des Verwaltungsgerichts 

die für rechtmäßig erachtete Allgemeinverfügung entgegen. Darin sei das Grundrecht 

der Versammlungsfreiheit umfassend abgewogen worden. Es könne daher ein be-

sonderes berechtigtes Interesse am Betreten des Sicherheitsbereichs nicht mehr 

rechtfertigen. Der kommunikative Zweck der Versammlung der Antragstellerin werde 

schließlich nicht verfehlt. Der Protest könne auf andere Weise medial wirksam ver-

mittelt werden.  

 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der Beteiligten wird auf die jewei-

ligen Beschwerdebegründungen und Beschwerdeerwiderungen vom 5. und 6. Juni 

2015 Bezug genommen. 

 

Ergänzend wird auf die Gerichtsakten in beiden Instanzen sowie die beigezogenen 

Behördenakten Bezug genommen. 
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II. 

 

Die Beschwerde der Antragstellerin ist zurückzuweisen. Demgegenüber hat die Be-

schwerde des Antragsgegners Erfolg. 

 

1. Die zulässige Beschwerde der Antragstellerin ist unbegründet. Die in der Be-

schwerdebegründung dargelegten Gründe, die der Verwaltungsgerichtshof nach 

§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO allein zu prüfen hat, rechtfertigen nicht die Abänderung 

oder Aufhebung des angefochtenen Beschlusses.  

 

Die nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 VwGO zu treffende Abwägungsentscheidung führt 

nicht zu dem Ergebnis, dass das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung der 

Klage der Antragstellerin in weitergehendem Umfang hätte anordnen müssen. Viel-

mehr wird sich die Klage, soweit der Bescheid vom 28. Mai 2015 Gegenstand des 

Eilverfahrens ist, im Hauptsacheverfahren voraussichtlich in vollem Umfang als un-

begründet erweisen. 

 

a) Dies gilt zunächst, soweit sich die Klage gegen die Beschränkung des Strecken-

verlaufs der Routen 4 und 5 in Nr. 1.2.2 des Bescheids vom 28. Mai 2015 richtet, im 

Hinblick auf die die Antragstellerin mit Nr. II ihres Antrags die Anordnung der auf-

schiebenden Wirkung begehrt.  

 

Nach Art. 15 Abs. 1 BayVersG kann eine Versammlung unter freiem Himmel be-

schränkt werden, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren 

Umständen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei Durchführung der Versamm-

lung unmittelbar gefährdet ist. Unter Berücksichtigung der Bedeutung der Versamm-

lungsfreiheit dürfen beim Erlass von versammlungsrechtlichen Beschränkungen kei-

ne zu geringen Anforderungen an die Gefahrenprognose gestellt werden. Sie ist auf 

konkrete und nachvollziehbare tatsächliche Anhaltspunkte zu stützen, die bei ver-

ständiger Würdigung eine hinreichende Wahrscheinlichkeit des Gefahreneintritts er-

geben (BVerfG, B. v. 6.6.2007 – 1 BvR 1423/07 – juris Rn. 17). Bloße Verdachtsmo-

mente und Vermutungen reichen für sich allein nicht aus (BVerfG, B. v. 12.5.2010 – 1 

BvR 2636/04 – juris Rn. 17).  

 

Das Verwaltungsgericht hat dies seiner Entscheidung zugrunde gelegt und ist auf 

dieser Grundlage zu dem Ergebnis gelangt, dass die im Bescheid vom 28. Mai 2015 

angeordneten Beschränkungen der Demonstrationen auf den Routen 4 und 5 recht-

mäßig sind, weil bei Durchführung dieser Versammlungen die öffentliche Sicherheit 

unmittelbar gefährdet ist, und die Beschränkungen auch dem Grundsatz der Verhält-
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nismäßigkeit genügen.  

 

aa) Es ist davon ausgegangen, dass zur Gewährleistung der Sicherheit der am Ta-

gungsort versammelten rund 5.000 Personen die Einrichtung eines gegenverkehr-

freien Ringverkehrs für den Rettungs- und Evakuierungsverkehr über die Mautstraße, 

die als Aufzugstrecke der Demonstration auf der Route 4 dienen soll, und die Fer-

chenseestraße, auf der die Demonstration auf der Route 5 stattfinden soll, sowie eine 

ausreichend gesicherte Protokollstrecke tatsächlich zwingend erforderlich ist. Es legt 

außerdem dar, dass dies die parallele Nutzung dieser Straßen durch die Versamm-

lungsteilnehmer, deren Zahl vom Veranstalter mit 500 angegeben wird, selbst in 

Zweierreihen oder im Gänsemarsch insbesondere im Hinblick auf die von den Ver-

sammlungsteilnehmern ausgehende Blockadegefahr ausgeschlossen ist, die das 

Gericht nicht zuletzt mit den Erfahrungen aus früheren Großveranstaltungen, insbe-

sondere im Zusammenhang mit dem G8-Gipfel in Heiligendamm im Jahr 2007, und 

damit begründet hat, dass das Aktionsbündnis als Veranstalter des Sternmarsches 

selbst zu Blockaden aufgerufen und im Internet ein entsprechendes Blockadekon-

zept veröffentlicht hat. Neben dem Leben und der Gesundheit der in Elmau anwe-

senden Personen, sowie dem Schutz der Staatsgäste und der Durchführung der von 

der Bundesregierung einberufenen internationalen Konferenz als einer rechtmäßigen 

Veranstaltung des Staates, die jeweils selbständig vom Schutzgut der öffentlichen 

Sicherheit im Sinne von Art. 15 Abs. 1 BayVersG umfasst sind (vgl. BVerfG, B.v. 

6.6.2007 – 1 BvR 1423/07 – juris Rn. 26 und 28), hat das Verwaltungsgericht bei ei-

ner Unpassierbarkeit der Rettungswege darüber hinaus das Leben und die Gesund-

heit der Versammlungsteilnehmer selbst als unmittelbar gefährdet angesehen, weil 

auf der Mautstraße, die gegebenenfalls mit hoher Geschwindigkeit und von überbrei-

ten Fahrzeugen befahren werde, ein hohes Verletzungsrisiko bestehe. 

  

Diese Gefahrenprognose hat die Antragstellerin nicht substantiiert angegriffen. Mit 

der Erforderlichkeit eines gegenverkehrfreien Ringverkehrs für den Rettungs- und 

Evakuierungsverkehrs über die Mautstraße und die Ferchenseestraße setzt sie sich 

ebenso wenig auseinander wie mit der Notwendigkeit, diese Straßen uneinge-

schränkt als Rettungs-, Evakuierungs- und Protokollstrecke nutzen zu können, und 

der Blockadegefahr, die von den Demonstrationsteilnehmern ausgeht. Auch zieht sie 

die Beeinträchtigung des Ringverkehrs durch die Demonstration auf der Route 5 

nicht in Zweifel, die das Verwaltungsgericht auf die Stellungnahme des Roten Kreu-

zes vom 2. Mai 2015 (wohl irrtümlich 20. Mai 2014) stützt, nach der eine Demonstra-

tion auf dieser Straße auch in Zweierreihen bei der angemeldeten Zahl der Teilneh-

mer unweigerlich zu einer Blockade des Rettungsweges führen würde und es den 

Versammlungsteilnehmern in weiten Teilen nicht möglich wäre auszuweichen, weil 
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eine Ausweichmöglichkeit aus Platzmangel nicht besteht.  

 

bb) Vielmehr beschränkt sich die Antragstellerin darauf, die Verhältnismäßigkeit der 

Beschränkungen der Demonstrationen auf den Routen 4 und 5 in Zweifel zu ziehen.  

 

Insoweit macht sie geltend, angesichts der Breite der Mautstraße könne der Fahrver-

kehr durch geeignete Beschränkungen wie die Verpflichtung, nur eine Straßenseite 

zu nutzen oder in Zweierreihen oder im Gänsemarsch zu gehen, gesichert werden. In 

Betracht kämen insbesondere wohl für die Ferchenseestraße Beschränkungen, mit 

denen die Versammlungsteilnehmer verpflichtet würden, an breiten Straßenstellen zu 

halten oder die Versammlung vorübergehend zu teilen. Jedoch lässt sich aus diesen 

Ausführungen die Unverhältnismäßigkeit der angeordneten Beschränkungen nicht 

herleiten. Denn diese Beschränkungen sind nicht geeignet, die auch von der Antrag-

stellerin nicht in Abrede gestellte Blockadegefahr zu beseitigen. Auch kann die Blo-

ckadegefahr entgegen der Ansicht der Antragstellerin nicht durch polizeiliche Anord-

nungen und durch die große Zahl der vor Ort befindlichen Polizeikräfte wirksam ver-

hindert werden. Denn da auch ein Mitglied des Aktionsbündnisses STOP G7 – Elmau 

dazu aufgerufen hat, an einem Blockadetraining teilzunehmen, ist mit großer Wahr-

scheinlichkeit davon auszugehen, dass Blockaden trotz der Anwesenheit einer gro-

ßen Zahl von Polizeibeamten nicht sicher verhindert oder erst nach einiger Zeit durch 

die Polizei wieder aufgelöst werden können.  

 

Angesichts der erheblichen Blockadegefahr spielt es auch keine Rolle, dass wie die 

Antragstellerin meint, die Gefahr für die Demonstranten durch die die Mautstraße mit 

hoher Geschwindigkeit befahrenden Fahrzeuge möglicherweise durch Warnung der 

betreffenden Fahrzeuge und der Demonstranten verringert werden könnte. Soweit 

die Antragstellerin darüber hinaus eine Begrenzung der Versammlungsteilnehmer auf 

500 oder weniger als geeignete Beschränkung vorschlägt, trägt sie nicht vor, auf 

welche Zahl von Teilnehmern die Versammlung begrenzt werden müsste, damit eine 

Blockadegefahr nicht mehr bestünde. Denn angesichts des Blockadekonzepts des 

Veranstalters des Sternmarsches und der zu erwartenden Teilnahme von blockade-

geschulten Demonstranten besteht die Gefahr von Blockaden auch bei einer gerin-

geren Teilnehmerzahl fort.  

 

b) Schließlich kommt im Hinblick auf die von der Antragstellerin nicht in Zweifel ge-

zogene Notwendigkeit eines Ringverkehrs auch nicht die alternative Beschränkung 

des Streckenverlaufs der Demonstrationen auf den Routen 4 und 5 in Betracht, um 

es den Versammlungsteilnehmern zu ermöglichen, in unmittelbarer Nähe zum Ver-

anstaltungsort des G7-Gipfels zu demonstrieren, wie die Antragstellerin dies hilfswei-
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se mit Nr. II.a und II.b ihres Antrags begehrt. Denn der Ringverkehr ist auf beiden 

Strecken durch die Demonstration gefährdet. Wie ausgeführt, steht die konkrete Blo-

ckadegefahr schließlich auch der in Nr. II.c und II.d des Antrags der Antragstellerin 

hilfsweise beantragten Versammlung auf der Route 4 in Zweierreihen oder im Gän-

semarsch entgegen. 

 

c) Die Klage hat in der Hauptsache voraussichtlich auch insoweit keinen Erfolg, als 

die Antragstellerin mit Nr. II.e ihres Antrags die Anordnung der aufschiebenden Wir-

kung der Klage gegen die unter Nr. 1.2.2 des Bescheids vom 28. Mai 2015 verfügten 

Streckenänderungen der Route 4 hilfsweise mit der Maßgabe begehrt, dass einer 

Anzahl von bis zu 50 Versammlungsteilnehmern gestattet wird, sich bis in Ruf- und 

Sichtweite des Schlosses Elmau zu bewegen und dort Transparente zu zeigen und 

Sprechchöre (auch mit Hilfe von Handmegaphonen) anzustimmen.  

 

Zwar hat das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung hinsichtlich der De-

monstration auf der Route 4 teilweise angeordnet, weil es davon ausgeht, dass die 

für eine unbegrenzte, sich auf den Tagungsort zubewegende Menschenmenge gel-

tende Gefahrenprognose nicht das in der Streckenbeschränkung enthaltene Verbot 

einer zahlenmäßig stark begrenzten, von individualisierbaren Teilnehmern veranstal-

teten Protestkundgebung in Hör- und Sichtweite des Tagungsortes des G7-Gipfels 

trage. Es hat aber gleichwohl auch eine auf höchstens 50 Teilnehmer beschränkte 

Versammlung, die sich auf der Mautstraße zu Fuß zum Kundgebungsort in Hör- und 

Sichtweite von Schloss Elmau bewegt, als Versammlung angesehen, bei deren 

Durchführung die öffentliche Sicherheit im Hinblick auf die Notwendigkeit eines ge-

genverkehrfreien Ringverkehrs für den Rettungs- und Evakuierungsverkehr und das 

Freihalten der Protokollstrecke sowie das Verletzungsrisiko für die Demonstranten 

auf Grund des Befahrens der Mautstraße mit hoher Geschwindigkeit im Sinne von 

Art. 15 Abs. 1 BayVersG unmittelbar gefährdet ist und deshalb durch den Ausschluss 

dieses Streckenabschnitts beschränkt werden kann.  

 

Dies zieht die Antragstellerin mit der Beschwerde aber nur insoweit in Zweifel, als sie 

vorbringt, eine Blockade könne bei einer Teilnehmerzahl von 50 Personen durch vor-

sorgende Anordnungen wie Gänsemarsch oder polizeiliche Begleitung schon im An-

satz verhindert und eine etwaige Blockade in wenigen Minuten beseitigt werden. Ab-

gesehen davon, dass im Falle eines Notfalls auch wenige Minuten etwa den Ab-

transport von Verletzten oder das Anrücken der Feuerwehr so erheblich verzögern 

können, dass dies zu nicht unerheblichen Schäden führen kann, ist angesichts des 

Blockadekonzepts des Aktionsbündnisses STOP G7 Elmau und des Aufrufs eines 

seiner führenden Vertreter zur Teilnahme an einem Blockadetraining, wie ausgeführt, 
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die Gefahr von Blockaden trotz vorbeugender Maßnahmen der Polizei auch bei einer 

kleineren Gruppe von Demonstranten gegeben. Angesichts dessen ist aber die An-

sicht des Verwaltungsgerichts, ein Aufzug auf der Mautstraße stelle eine unmittelbare 

Gefährdung der öffentlichen Sicherheit dar, die seine Untersagung nach Art. 15 Abs. 

1 BayVersG rechtfertige, nicht zu beanstanden. 

 

Kommt damit aber eine Anordnung der aufschiebenden Wirkung hinsichtlich einer 

solchen Versammlung auch bei einer Begrenzung auf 50 Personen nicht in Betracht, 

so kommt es auf die im Übrigen von der Antragstellerin geltend gemachten Zweifel 

an der Rechtmäßigkeit der vom Verwaltungsgericht angeordneten Maßgaben und 

Auflagen nicht entscheidungserheblich an. 

 

2. Die zulässige Beschwerde des Antragsgegners ist begründet. Die in der Be-

schwerdebegründung dargelegten Gründe, die der Verwaltungsgerichtshof nach 

§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO allein zu prüfen hat, rechtfertigen die Abänderung des 

angefochtenen Beschlusses.  

 

Der Antragsgegner wendet sich mit der Beschwerde insbesondere gegen die Maß-

gaben und Auflagen, mit denen das Verwaltungsgericht die teilweise Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung der Klage der Antragstellerin versehen hat. Er macht inso-

weit namentlich geltend, § 80 Abs. 5 VwGO stelle dafür keine Rechtsgrundlage dar. 

Dies trifft im Ergebnis zu, so dass die Anordnung der aufschiebenden Wirkung, wie 

sie das Verwaltungsgericht vorgenommen hat, aufzuheben und der Antrag der An-

tragstellerin nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO insgesamt abzulehnen ist.  

 

Im Anwendungsbereich des § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO ist dem Gericht bei seiner 

Entscheidung ein Gestaltungsspielraum insoweit eingeräumt, als es dem Antrag auf 

Anordnung der aufschiebenden Wirkung auch nur teilweise stattgeben und dies ge-

mäß § 80 Abs. 5 Satz 4 VwGO zudem nach pflichtgemäßem Ermessen von Auflagen 

abhängig machen kann (vgl. Schoch in Schoch/Schneider/Bier, Verwaltungsgerichts-

ordnung, Stand: Oktober 2014, § 80 Rn. 426 f. und 436 ff.; Schmidt in Eyermann, 

VwGO, 14. Aufl. 2014, § 80 Rn. 86 ff.; Gersdorf in BeckOK VwGO, Stand: 1.10.2013, 

§ 80 Rn. 193). Die nur teilweise Anordnung der aufschiebenden Wirkung setzt die 

Teilbarkeit des Verwaltungsakts voraus. Dessen Vollzugsfähigkeit muss in der Weise 

teilbar sein, dass der von der Herstellung der aufschiebenden Wirkung erfasste Teil 

als „abspaltbares Minus“ gegenüber der gesamten Regelung qualifiziert werden kann 

(Schoch, a.a.O., Rn. 426; Gersdorf, a.a.O., Rn. 193 jeweils m.w.N.). 

 

Davon ausgehend hat das Verwaltungsgericht in der angefochtenen Entscheidung 
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die aufschiebende Wirkung der Klage gegen die versammlungsrechtliche Beschrän-

kung in Form der verfügten Streckenänderung der Route 4 durch die streitbefange-

nen Bescheide nur insoweit angeordnet, als diese Beschränkung auch eine (statio-

näre) Protestkundgebung mit einer Anzahl von bis zu 50 Versammlungsteilnehmern 

in Hör- und Sichtweite des Tagungsorts Schloss Elmau betrifft. Diese Protestkund-

gebung am Tagungsort hat das Verwaltungsgericht dabei als einen abtrennbaren 

Teil der Gesamtregelung (Beschränkung der Route 4) und nicht als ein aliud zu der 

unter anderem durch die Antragstellerin angezeigten Versammlung angesehen, weil 

davon auszugehen sei, dass die beabsichtigte Meinungskundgabe (auch) dieses 

Teils des Sternmarsches vor allem unmittelbar vor Ort in der Nähe des Tagungsho-

tels stattfinden solle und daher die Gestattung einer zahlenmäßig begrenzten Pro-

testkundgebung vor Ort prozessual als Minus gegenüber den weitergehenden Kla-

geanträgen zur Verlegung der Versammlungsrouten 2 bis 5 zu werten sei. Den von 

der Route 4 nach Maßgabe des erstinstanzlichen Antrags II.e mit umfassten Teil ei-

nes Aufzugs der Versammlungsteilnehmer vom Ausgangspunkt in Klais über die 

Mautstraße nach Elmau hat das Verwaltungsgericht dagegen im Hinblick auf die von 

einer sich auf der Mautstraße fortbewegenden Versammlung ausgehenden Gefahren 

als nicht hinnehmbar erachtet, so dass insoweit eine Anordnung der aufschiebenden 

Wirkung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO nicht in Betracht kam. 

 

Um dem erforderlichen Interessenausgleich zwischen einem wirksamen Rechts-

schutz (Art. 19 Abs. 4 GG) der Versammlungsteilnehmer auf Verwirklichung ihres 

Grundrechts der Versammlungsfreiheit (Art. 8 Abs. 1 GG) und ihres besonderen 

kommunikativen Anliegens einerseits und dem staatlichen Vollzugsinteresse an der 

Beschränkung dieser Route wegen des besonderen Gefahrenpotenzials einer Pro-

testkundgebung in Hör- und Sichtweite des Tagungsortes andererseits hinreichend 

Rechnung zu tragen, hat das Verwaltungsgericht die Anordnung der aufschiebenden 

Wirkung der Klage gegenüber der Antragstellerin von der Auflage im Sinne von § 80 

Abs. 5 Satz 4 VwGO abhängig gemacht, dass weitere versammlungsrechtliche Be-

schränkungen dieser stationären Protestkundgebung durch den Antragsgegner zu 

dulden sind, insbesondere solche zur Zuweisung einer Aufstellfläche, einer zeitlichen 

Beschränkung dieses Versammlungsteils, zu Personenkontrollen der Versammlungs-

teilnehmer in der Sicherheitszone und zu einem fahrzeuggebundenen Transport der 

Versammlungsteilnehmer zum Versammlungsort. Derartige verbindliche versamm-

lungsrechtliche Beschränkungen hat das Verwaltungsgericht in der angefochtenen 

Entscheidung selbst jedoch nicht getroffen, sondern diese vielmehr der zuständigen 

Versammlungsbehörde in Kooperation mit dem Veranstalter dieser Versammlung 

(vgl. dazu Art. 14 Abs. 1 BayVersG) anheimgestellt. 

 

38 



Diese Beurteilung der Teilbarkeit der auf die Demonstration auf der Route 4 bezoge-

nen versammlungsrechtlichen Beschränkung des Antragsgegners und die auf dieser 

Grundlage erfolgte Vorgehensweise des Erstgerichts gemäß § 80 Abs. 5 Satz 1 und 

4 VwGO sind jedoch letztlich aufgrund einer inzwischen geänderten Sachlage nicht 

mehr aufrechtzuerhalten. Zwar durfte das Verwaltungsgericht auf der Grundlage ge-

rade auch der Einlassungen der Antragstellerin im Eilverfahren davon ausgehen, 

dass eine Beschränkung der Versammlung bezüglich der angezeigten Route 4 nach 

Maßgabe des im Eilverfahren gestellten Antrags Nr. II.e auf eine zeitlich begrenzte 

stationäre Protestkundgebung vor Ort den Charakter der Versammlung nicht so ver-

ändert, dass dies auf die Durchführung einer ganz anderen, von der Antragstellerin 

bislang nicht beantragten Versammlung hinauslaufen würde, weil dadurch der vom 

Zeitpunkt, dem Motto, dem Erscheinungsbild und dem Veranstaltungsort geprägte 

Charakter der Versammlung wesentlich verändert würde (vgl. dazu BVerfG, B.v. 

16.11.2002 – 1 BvQ 47/02 – juris Rn. 4; B.v. 24.3.2001 – 1 BvQ 13/01 – juris Rn. 33). 

Auch ist in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts anerkannt, dass in 

bestimmten außergewöhnlichen Situationen eine zeitliche und örtliche Begrenzung 

einer als Aufzug geplanten und angemeldeten Versammlung auf eine stationäre Ver-

sammlung versammlungsrechtlich zulässig und damit hinnehmbar ist (BVerfG, B.v. 

10.5.2006 – 1 BvQ 14/06 – juris Rn. 15). 

 

Diese Bewertung ist allerdings durch den Senat im für seine Entscheidung maßgebli-

chen Zeitpunkt vor allem im Hinblick auf das Beschwerdevorbringen der Antragstelle-

rin neu vorzunehmen. Denn die Antragstellerin hat in ihrer Beschwerdebegründung 

mehrfach unmissverständlich klargestellt, dass der vom Verwaltungsgericht bei sei-

ner Entscheidung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO vorausgesetzte fahrzeuggebunde-

ne Transport der Versammlungsteilnehmer zum Kundgebungsort auch unter Einbe-

ziehung der sonstigen Entscheidungsgründe des Erstgerichts letztlich nur ein polizei-

licher Transport sein könne, ein solcher unter polizeilicher Aufsicht durchgeführter 

Transport mit (Polizei-)Fahrzeugen aber nicht nur einen eklatanten Widerspruch zur 

grundgesetzlich geschützten Versammlungsfreiheit darstelle, sondern als „unerträg-

lich“ kategorisch abgelehnt werde. Durchführbare bzw. praktikable Alternativen, die in 

der dargelegten außergewöhnlichen Situation dem erforderlichen Interessenaus-

gleich gerecht würden, werden aber weder von der Antragstellerin noch vom An-

tragsgegner aufgezeigt. Vielmehr machen beide Seiten aus unterschiedlichen Grün-

den geltend, dass eine stationäre Versammlung vor Ort unter dieser Voraussetzung 

rechtlich und tatsächlich nicht möglich sei. Demnach ist es aber nach Auffassung des 

Verwaltungsgerichtshofs gerade auch im Hinblick auf die Achtung des Selbstbestim-

mungsrechts des Veranstalters dieses Sternmarsches nicht mehr gerechtfertigt, wei-

terhin von einem abtrennbaren Abschnitt der angemeldeten Versammlung auf der 
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Route 4 und nicht von einem aliud der angezeigten Versammlung auszugehen. 

Dementsprechend ist dann aber auch eine teilweise Stattgabe nach § 80 Abs. 5 

Satz 1 VwGO von der richterlichen Gestaltungsbefugnis im Rahmen dieser Bestim-

mung nicht mehr gedeckt. 

 

Ist aber, wie im Rahmen der Beschwerde der Antragstellerin dargelegt, auch eine 

Anordnung der aufschiebenden Wirkung im vollen Umfang des Antrags Nr. II.e der 

Antragstellerin nicht möglich, so ist mangels Rechtsgrundlage für die getroffene Re-

gelung der Beschluss des Verwaltungsgerichts abzuändern, soweit er die aufschie-

bende Wirkung der Klage anordnet, und der Antrag der Antragstellerin nach § 80 

Abs. 5 Satz 1 VwGO insgesamt abzulehnen. Eines Eingehens auf die Einwände, die 

der Antragsgegner im Übrigen gegen die vom Verwaltungsgericht angeordneten 

Maßgaben und Auflagen vorgebracht hat, bedarf es nicht mehr.  

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 und 2 VwGO. 

 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 63 Abs. 2 Satz 1, § 39 Abs. 1, § 47 Abs. 1, 

§ 53 Abs. 2 Nr. 2 und § 52 Abs. 2 GKG. 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

  

 

 

 

Senftl Dr. Martini                                          Zimmerer 
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